
Entsch 1 ießu ngsantrag 

der Abgeordneten Muchitsch, 
Genossinnen und Genossen 

betreffend finanzielle Hilfe für Menschen, die schon lange arbeitslos sind 

eingebracht im Zuge der Debatte zum Bericht des Budgetausschusses über die 
Regierungsvorlage (1034 d.B.): Bundesgesetz über die Bewilligung des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 2022 (Bundesfinanzgesetz 2022 - BFG 2022) samt 
Anlagen (1157 d.B.) - UG 20 Arbeit 

Vordergründig hat sich die Situation am Arbeitsmarkt entspannt, die Arbeitslosenzahlen sind 
fast auf Vorkrisenniveau gesunken. Schaut man aber genau hin , erkennt man, dass 
Menschen, die länger als ein Jahr arbeitslos sind, nach wie vor geringere Jobchancen 
haben. 
Heute haben rund 115.000 Personen eine AMS-Geschäftsfalldauer von mehr als 365 Tagen 
und zusätzl ich 45.000 solcher Arbeitsloser befinden sich in Schulungen. Das sind noch 
immer deutlich mehr, als vor Ausbruch der Pandemie. Die Krise hat das Risiko, dass sich bei 
vielen Personen die Arbeitslosigkeit verfestigt, erhöht. 

Heute machen die Langzeitarbeitslosen unter den Gesamtarbeitslosen einen Anteil von mehr 
als 48 Prozent aus. Das bedeutet, jeder 2. Arbeitslose ist bereits länger als 12 Monate 
arbeitslos oder in Schulung. 2019 lag der Anteil noch bei 32, 7 Prozent! 

Hinzu kommt, dass Langzeitbeschäftigungslose sehr häufig über 50 Jahre alt sind. In vielen 
Studien wurde bereits nachgewiesen, dass ältere Personen, die einmal arbeitslos werden , 
ein hohes Risiko haben, von Langzeitarbeitslosigkeit betroffen zu sein . Gleichzeitig sinkt 
auch die Chance, wieder in eine dauerhafte Beschäftigung zu kommen. 

Die Armutsgefährdung in dieser Gruppe steigt enorm. 
Hinzukommt die extreme Teuerung der letzten Monate. Vom Einkaufen, übers Wohnen und 
das Heizen bis hin zum Autofahren - kurzum die wesentlichsten Bereiche des täglichen 
Lebens - sind mit exorbitanten Preissteigerungen konfrontiert. Der wöchentliche Einkauf ist 
um 6,8% teurer als im Vorjahr, das Benzin um 36% teurer, die monatliche Miete steigt 
sowieso um rund 3% und wenn man dann auch noch heizen und das Licht aufdrehen will , 
wird das um 16% mehr kosten, als im Vorjahr. Die starken Preisanstiege machen immer 
mehr Österreicher*innen schwer zu schaffen , aber vor allem auch Menschen, die seit langer 
Zeit arbeitslos sind . 

Die Regierung verabsäumt es auch, durch wirklich wirksame Beschäftigungsprojekte jetzt 
steuernd in den Arbeitsmarkt einzugreifen . Es muss den Betroffenen daher rasch zumindest 
finanziell geholfen werden . 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher nachfolgenden 

Entschließungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

„Der Bundesminister für Arbeit wird aufgefordert, unverzüglich zu handeln und die Regelung , 
wonach die Notstandshilfe in Höhe des zuvor geleisteten Arbeitslosengeldes zumindest 
vorerst bis zum 30. Juni 2022 ausbezahlt wird, dem Nationalrat zur Beschlussfassung 
zuzuleiten ." 
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